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Drucksache VI/3548 


Sachgebiet 319 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Protokoll vom 3, Juni 1971 betreffend die 
Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 
1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen durch den Gerichtshof 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das Übereinkommen vom 27. September 1968 (Drucksache 
VI/1973) vereinheitlicht für den EWG-Bereich wichtige Ge- 
biete des internationalen Zivilprozeßrechts, Diese Rechtseinheit 
könnte wieder verloren gehen, wenn die einheitlichen Vor- 
schriften von den Gerichten der einzelnen Mitgliedstaaten unter- 
schiedlich ausgelegt würden. Ein solches Auseinanderlaufen der 
Rechtsprechung soll vermieden werden. 


B. Lösung 

Das Protokoll vom 3. Juni 1971 betreffend die Auslegung des 
Übereinkommens vom 27. September 1968, dessen Zustim- 
mungsgesetz der Rechtsausschuß einmütig billigt, überträgt dem 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften die Zuständigkeit, 
im Wege der Vorabentscheidung (Vorbild: Artikel 177 EWG- 
Vertrag) über Auslegungsfragen zu dem Übereinkommen zu er- 
kennen. Außerdem wird eine Stelle in jedem Vertragsstaat be- 
fugt, nach dem rechtskräftigen Abschluß eines Verfahrens unter 
bestimmten Voraussetzungen bei abweichenden Entscheidungen 
eine Stellungnahme des Gerichtshofs herbeizuführen. Derartige 
Anträge soll in der Bundesrepublik Deutschland der General- 
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof stellen, damit auch in 
dieser Zuständigkeit eine Einheitlichkeit unter den Mitglied- 
staaten hergestellt wird. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch das Inkrafttreten des Gesetzes entstehen keine unmittel- 
baren Kosten; nach einer gewissen Anlaufzeit ist nicht auszu- 
schließen, daß personelle Anforderungen, insbesondere des Ge- 
richtshofs, auch mit den neuen Aufgaben, deren Umfang sich 
noch nicht abschätzen läßt, begründet werden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Protokoll vom 3. Juni 1971 betreffend die 
Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen durch den 

Gerichtshof 

— Drucksache Vl/3294 — 


A. Bericht der Abgeordneten Metzger und Alber 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 185. Sitzung 
am 4. Mai 1972 den Gesetzentwurf dem Rechtsaus- 
schuß überwiesen. Dieser hat die Vorlage in seiner 
88. Sitzung am 14. Juni 1972 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den ■ 
Gesetzentwurf anzunehmen. Er begründet es, daß 
die vorgesehene Regelung eine Vereinheitlichung 
des Rechts in der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft fördert. 

II. 

Das EWG-Übereinkommen vom 27. September 
1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen (Drucksache VI/1973) stellt auf 
einem wichtigen Gebiet des Rechtsverkehrs die Frei- 
zügigkeit zwischen den Mitgliedstaaten her. Die 
Normen des internationalen Zivilprozeßrechts der 
EWG-Staaten auf dem Gebiet der gerichtlichen Zu- 
ständigkeit sowie der Anerkennung und Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen werden vereinheitlicht. 

Die durch das Übereinkommen vom 27. September 
1968 hergestellte Rechtseinheit soll auch bei der An- 
wendung des Übereinkommens gesichert bleiben. 
Deshalb haben sich die Mitgliedstaaten in einer dem 
Übereinkommen als Anhang beigefügten „Gemein- 


samen Erklärung" bereit erklärt, „die Möglichkeiten 
zu untersuchen, dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften bestimmte Zuständigkeiten zu über- 
tragen und gegebenenfalls über den Abschluß eines 
derartigen Übereinkommens zu verhandeln" (vgl. 
Drucksache W1973, S. 42), 

III. 

Das Protokoll vom 3. Juni 1971, das die einheit- 
liche Auslegung sichern soll, lehnt sich inhaltlich an 
Artikel 177 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft an. Auch für das 
Übereinkommen vom 27. September 1968, das Proto- 
koll zu dem Übereinkommen und das Protokoll vom 
3. Juni 1971 sollen Auslegungszweifel im Wege der 
Vorabentscheidung durch den Europäischen Gerichts- 
hof geklärt werden. 

Das Protokoll enthält jedoch einge Besonderhei- 
ten, die gegenüber Artikel 177 des EWG-Vertrages 
zu einer gewissen Beschränkung der Vorlagen an 
den Gerichtshof führen. Insoweit weicht das Proto- 
koll zu dem Übereinkommen vom 27. September 
auch von dem Protokoll vom 7. Juni 1971 zu dem 
Übereinkommen vom 29. Februar 1968 über die 
gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften und 
juristischen Personen durch den Gerichtshof (Druck- 
sache W3234) ab, das sich enger an die Gestaltung 
in Artikel 177 des EWG-Vertrages hält Als weitere 
Besonderheit ist hervorzuheben, daß nach dem vor- 
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liegenden Protokoll neben der Vorabentscheidung 
durch den Gerichtshof eine Anrufung des Gerichts- 
hofs nach dem rechtskräftigen Abschluß eines Ver- 
fahrens durch die zuständige Stelle eines Vertrags- 
staats vorgesehen ist, wenn die Entscheidung von 
der Beurteilung einer Auslegungsfrage abweicht, die 
ein Urteil des Gerichtshofs oder eines höheren Ge- 
richts eines anderen Mitgliedstaates enthält. In die- 
sem Falle hat die Entscheidung des Gerichtshofs 
keinen Einfluß auf das abgeschlossene Verfahren; 
sie dient jedoch der Reditsvereinheitlichung. 

Eine Beschränkung der Vorlagen an den Gerichts- 
hof auf Grund dieses Protokolls erscheint insgesamt 
gerechtfertigt. Es ist davon auszugehen, daß das 
Übereinkommen vom 27, September 1968 erhebliche 
Bedeutung gewinnt. Durch die Regelungen im Proto- 
koll soll eine Überlastung des Gerichtshofs vermie- 
den und der Prozeßverschleppung begegnet werden. 
Es kann deshalb in Kauf genommen werden, daß zu 


dem Übereinkommen vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen (Drucksache VI/ 1973) und vom 29. Februar 
1968 über die gegenseitige Anerkennung von Gesell- 
schaften und juristischen Personen (Drucksache 
VI/1976) getrennte Zusatzprotokolle ausgearbeitet 
wurden, obwohl beide Übereinkommen auf Arti- 
kel 220 des EWG-Vertrages beruhen und eine ein- 
heitliche Regelung des Vorlageverfahrens an den 
Europäischen Gerichtshof zu begrüßen gewesen 
wäre, 

IV. 

In der Bundesrepublik wird die Aufgabe der zu- 
ständigen Stelle, die den Gerichtshof der Euro- 
päischen Gemeinschaften anrufen kann, durch das 
vorliegende Gesetz dem Generalbundesanwalt beim 
Bundesgerichtshof übertragen. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Metzger Alber 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3294 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Der Rechts ausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Metzger Alber 

Berichterstatter 
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